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Vertrag
über die Erbringung von Postdienstleistungen

zwischen

dem Kreis Recklinghausen, 
vertreten durch den Landrat Bodo Klimpel, Kurt-Schumacher-Allee 1, 45657 Recklinghausen
		- nachfolgend „Auftraggeber“ genannt -

und

[…]
- nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt -

- Auftraggeber und Auftragnehmer gemeinsam nachfolgend auch „Parteien“ genannt -
Präambel
Bei dem Auftragnehmer handelt es sich um ein für die Erbringung von Postdienstleistungen in das Anbieterverzeichnis der Bundesnetzagentur nach § 4 PostG eingetragenes Unternehmen. Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer mit der digitalen Verarbeitung, der nationalen und internationalen Beförderung, Frankierung und Zustellung von Postsendungen einschließlich Postzustellungsaufträge (PZA und ePZA). Dies vorangestellt schließen die Parteien folgenden Vertrag über die Erbringung von Postdienstleistungen (nachfolgend „Vertrag“ genannt):
§ 1
Vertragsgegenstand
(1)	Gegenstand dieses Vertrags ist die Erbringung von Postdienstleistungen durch den Auftragnehmer. Postdienstleistungen in diesem Sinne sind die digitale Verarbeitung der Ausgangspost, die Frankierung, Beförderung und Zustellung von Briefsendungen national und international bis 2.000 g einschließlich Postzustellungsaufträgen (nachfolgend „Postsendungen“ genannt).
(2)	Wesentliche Bestandteile dieses Vertrags sind – im Falle von Widersprüchen in der Reihenfolge der nachfolgenden Aufzählung – 
· der Fragen-Antworten-Katalog mit Stand vom […] (Anlage […] zu diesem Vertrag),
· die Bestimmungen dieses Vertrags,
· die Besonderen Vertragsbedingungen TVgG NRW (Anlage […] zu diesem Vertrag), 
· die Auftragsverarbeitungsvereinbarung (Anlage […] zu diesem Vertrag)
· die weiteren Vergabeunterlagen (Anlage […]),
· [bookmark: _Hlk148688472]das Angebot des Auftragnehmers vom […] (Anlage […]) einschließlich der angebotenen Konzepte („Realisierungskonzept“, „Nachhaltigkeitskonzept“) und der Verpflichtungserklärung zur Wahrung des Postgeheimnisses und des Datenschutzes. 
Ergänzend gelten die Bestimmungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen („VOL/B“) in der Fassung vom 5. August 2003 sowie die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die des Bürgerlichen Gesetzbuchs („BGB“).
(3)	Entgegenstehende, zusätzliche oder von diesen Regelungen abweichende Bedingungen des Auftragnehmers (insbesondere Geschäfts-, Zahlungs- oder sonstige Allgemeine Geschäftsbedingungen) werden nicht Bestandteil dieses Vertrags, und zwar auch dann nicht, wenn der Auftragnehmer auf sie hinweist und der Auftraggeber nicht ausdrücklich widersprochen hat. Vorstehendes gilt entsprechend auch für die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen 2017 („ADSp 2017“).
(4)	Soweit der Auftragnehmer zur Erfüllung der vertraglichen Leistungen Produkte oder Leistungen der Deutschen Post AG in Anspruch nimmt, sind die Bestimmungen dieses Vertrags unter Berücksichtigung der jeweils geltenden AGB BRIEF NATIONAL, AGB BRIEF INTERNATIONAL sowie der einschlägigen Produktbedingungen der Deutschen Post AG auszulegen. 
Im Zweifel ist eine Bestimmung dieses Vertrags so auszulegen, dass sie nicht im Widerspruch zu den für die jeweilige Leistung geltenden AGB BRIEF NATIONAL, AGB BRIEF INTERNATIONAL sowie den einschlägigen Produktbedingungen der Deutschen Post AG steht. Dieser Vertrag begründet insoweit keine Verpflichtungen des Auftragnehmers, die bei Inanspruchnahme entsprechender Leistungen der Deutschen Post AG durch den Auftragnehmer nicht vertragskonform erfüllt werden können. 
(5)	Rechte, die dem Auftraggeber nach den gesetzlichen Vorschriften oder nach den sonstigen Vereinbarungen über diesen Vertrag hinaus zustehen, bleiben unberührt.
§ 2
Vertragsdurchführung
(1)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, ab dem 1. Februar 2027 alle Postsendungen des Auftraggebers digital zu empfangen, auszudrucken, zu falzen und zu kuvertieren, national und international zu befördern und ordnungsgemäß zuzustellen.
(2)	Der Auftragnehmer stellt sicher, dass er sowie von ihm beauftragte Nachunternehmer bei der Erbringung der nach diesem Vertrag geschuldeten Postdienstleistungen alle einschlägigen Gesetze, Rechtsverordnungen und Richtlinien einhalten. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber Namen und Kontaktdaten sämtlicher Nachunternehmer schriftlich mitzuteilen.
(3)	Der Auftragnehmer ist zur Erfüllung der seinem Angebot (Anlage […] zu diesem Vertrag) beigefügten Konzepte („Realisierungskonzept“ und „Nachhaltigkeitskonzept“) verpflichtet.
(4)	Der Auftragnehmer setzt zur Erbringung der Postdienstleistungen ausschließlich ausreichend qualifiziertes und zuverlässiges sowie ortskundiges Personal ein. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, das zur Vertragsdurchführung eingesetzte Personal regelmäßig fortzubilden und hinsichtlich dieses Personals geeignete Maßnahmen zur Sicherstellung des Gesundheitsschutzes und der Arbeitssicherheit zu ergreifen. Im Übrigen gelten die Regelungen der Leistungsbeschreibung.
§ 3
Digitaler Postausgang,
Mindest- und Höchstmengen
(1)	Der Auftraggeber übermittelt die Ausgangspost digital an einen virtuellen Druckertreiber des Auftragnehmers entsprechend den Vorgaben der Leistungsbeschreibung. Ausdruck, Falzung, Kuvertierung und Frankierung des digital übermittelten Postausgangs übernimmt der Auftragnehmer oder ein vom Auftragnehmer beauftragter Nachunternehmer. 
(2)	Die Software für den digitalen Postversand (nachfolgend „Software“ genannt) wird vom Auftragnehmer nach den Vorgaben der Leistungsbeschreibung zur Verfügung gestellt. Die Software unterstützt mehrere Drucker und lässt eine nach Kostenstellen getrennte Abrechnung zu. Datenaustausch zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer erfolgt über eine verschlüsselte Verbindung. Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere, die in Ziff. 2.5 der Leistungsbeschreibung festgelegten technischen Anforderungen zu erfüllen.
(3)	Die übertragenen Druckaufträge müssen nach Fachdiensten getrennt in einer Art Historie für Mitarbeiter des Auftraggebers auf einem Portal sichtbar sein.
(4)	Die passende Briefgröße wird von der Software automatisch bis zu einer Seitenzahl von 65 Seiten erkannt. So viele Fehler wie möglich müssen automatisch korrigiert werden können. Ist ein Fehler im Dokument nicht korrigierbar, hat der Auftragnehmer den entsprechenden Fachdienst und die Sachbearbeitung zu benachrichtigen.
(5)	Die tatsächliche Anzahl der Postsendungen sowie deren Zusammensetzung unterliegen Schwankungen, die mitunter auch größer sein können. Der Auftraggeber sagt dem Auftragnehmer daher kein bestimmtes Auftragsvolumen und keine bestimmte Zusammensetzung der Postsendungen zu. Der Auftragnehmer hat demzufolge keinen Anspruch auf bestimmte Mindest- oder Höchstmengen oder eine bestimmte regionale Verteilung der Adressaten.
(6)	Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber das einfache, räumlich unbeschränkte, auf die Laufzeit des Vertrages beschränkte übertragbare und unterlizenzierbare Recht ein, die Software einschließlich etwaiger Anpassungen zu nutzen. Soweit während der Vertragslaufzeit neue Versionen, Updates oder Upgrades der Software durch den Auftragnehmer bereitgestellt werden, so gilt hierfür ebenfalls das vorgenannte Nutzungsrecht.
(7)	Im Rahmen der Bereitstellung der Software übernimmt der Auftragnehmer die zweckmäßigen Betriebs-, Pflege-, Wartung- und Support-Leistungen. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber auf etwaige Änderung der eingesetzten Software rechtzeitig hinweisen. Die Speicherung und Sicherung von Daten, die im Zusammenhang mit der zur Nutzung bereitgestellten Software an den Auftragnehmer übermittelt werden, obliegt dem Auftragnehmer. Die Administration und Pflege der Nutzerdendaten soll über das zentrale Identitätsmanagement des Auftraggebers (Active Directory mit Synchronisation zu Microsoft Entra ID) erfolgen. Ein direkter administrativer Zugriff des Auftragnehmers auf das Identitätsmanagement des Auftraggebers ist ausgeschlossen.
(8)	Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die IT-Systeme, insbesondere Software, die von der Bereitstellung seiner Leistung umfasst sind, geeignet sind die gesetzlichen Anforderungen bezüglich der IT-Sicherheit sowie die sich aus dem Leistungsverzeichnis ergebenden Sicherheitsanforderungen, insbesondere hinsichtlich der Verschlüsselung der Datenübertragung zu erfüllen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber unverzüglich und unentgeltlich über alle ihm zur Kenntnis gelangten oder von ihm vermuteten IT-sicherheitsrelevanten Ereignisse zu unterrichten, wenn diese die vertragliche Beziehung zwischen den Parteien betreffen und hierdurch die Gefahr einer Verletzung der Informationssicherheit des Auftraggebers besteht (nachfolgend „Sicherheitsrisiko“ genannt). Der Auftragnehmer ist im Fall eines Sicherheitsrisikos verpflichtet, unverzüglich und unentgeltlich alle erforderlichen Maßnahmen zur Aufklärung des Sicherheitsrisikos und zur Begrenzung eines hieraus resultierenden oder hiermit in Zusammenhang stehenden Schadens zu treffen und den Auftraggeber bei solchen Maßnahmen zu unterstützen.
(9)	Soweit der Auftragnehmer eine Software as a Service Lösung anbietet, steht diese dem Auftraggeber an Arbeitstagen (Montag bis Freitag) mindestens zwischen 06:00 und 19:00 Uhr zur Verfügung (nachstehend: „Betriebszeit“). Die durchschnittliche Verfügbarkeit während der Betriebszeit beträgt 99,6 % im Monatsdurchschnitt. 
(10)	Planbare Wartungsarbeiten dürfen nicht während der Betriebszeit durchgeführt werden. Während Wartungsarbeiten hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Nutzung. Steht die Software im Falle von Wartungsarbeiten nicht zur Verfügung, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hierüber rechtzeitig, im Falle ungeplanter Wartungsarbeiten unverzüglich, informieren. 
(11)	Soweit über die Software Fernzugriffe auf die Systeme des Auftraggebers erfolgen, gelten die nachfolgenden Regelungen:
(a)	Der Einsatz sogenannter Hackertools wie z.B. LAN-Analyser, Absuchen von Ports etc. ist unzulässig.
(b)	Für Fernzugriffe ist das vom Auftraggeber bereitgestellte Programm zu verwenden. Der Auftraggeber stellt einen kostenlosen aktuellen Zugang für Fernzugriffe bereit. Sofern dem Auftragnehmer in diesem Zuge weitere Aufwendungen entstehen, trägt der Auftragnehmer diese Aufwendungen selbst.
(c)	Der Auftragnehmer lässt einen Fernzugriff nur von solchen Personen durchführen, die zu aktuellen Datenschutzbestimmungen und zur IT-Sicherheit (EU-DSGVO, LDSG und Richtlinien nach BSI Grundschutz) unterrichtet und eingewiesen sind.
(d)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für Fernzugriffe nur festangestellte Mitarbeiter einzusetzen.
(e)	Fernzugriffe erfolgen grundsätzlich im 4-Augen-Prinzip mit der IT nach vorheriger Terminabstimmung innerhalb der Kernarbeitszeit, welche von Montag bis Donnerstag von 8:00 bis 16:00 Uhr und Freitag von 8:00 bis 12:00 Uhr ist.
(f)	Im Übrigen wird auf Ziff. 6 der Vertrag über die Datenverarbeitung im Auftrag gem. Art. 28 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) verwiesen. Die darin enthaltenen Regelungen sollen für jede Art von Fernzugriff gelten, unabhängig davon, ob personenbezogene Daten betroffen sind.
[bookmark: _Hlk168043293]§ 4
Sendungsbeförderung, Frankierung, Einzusetzende Fahrzeuge
(1)	Eine ggf. erforderliche Frankierung ist grundsätzlich vom Auftragnehmer zu erbringen.
(2)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nach der Übernahme der Postsendungen alle Postsendungen freizumachen, soweit dies erforderlich ist. Bei der Frankierung ist, soweit für eine Postsendung mehrere vertraglich zulässige und zur Erfüllung der Leistungsanforderungen gleichermaßen geeignete Versandarten in Betracht kommen, die für den Auftraggeber wirtschaftlich günstigste Versandart zu wählen. Die vom Auftragnehmer vorzunehmende Wahl der zur Vertragserfüllung eingesetzten Zustellstrukturen, Zustellpartner oder internen Beförderungswege bleibt hiervon unberührt. Werden Briefsendungen nicht ausreichend oder nicht frankiert, gehen eventuelle Nachentgelte zu Lasten des Auftragnehmers. Die Frankierung hat am Tag der Verarbeitung zu erfolgen, sodass das Datum der Verarbeitung und das Datum der Frankierung identisch sind. Ferner hat der Auftragnehmer das Frankieren in einer Art und Weise vorzunehmen, dass der Empfänger den Auftraggeber als Absender, den Auftragnehmer als Leistungserbringer und das Datum der Absendung zweifelsfrei erkennen kann. Hierzu verwendet der Auftragnehmer das vom Auftraggeber zur Verfügung gestellte Absenderklischee (Logo für die Frankiermaschine). Änderungen dieses Absenderklischees müssen ebenfalls mit dem Auftraggeber vorher schriftlich abgestimmt werden. Auch zu der Gestaltung und Einsatzzeit von weiteren Stempeln/Logos stimmt sich der Auftragnehmer rechtzeitig vor dem 1. Februar 2027 mit dem Auftraggeber ab. Ferner muss der Auftragnehmer einen Hinweis zum hybriden Postversand auf dem Kuvert aufbringen. Der Auftragnehmer hat sich mit dem Auftraggeber rechtzeitig abzustimmen, in welcher Form der Hinweis erfolgen soll.
(3)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Rahmen der Erbringung seiner Leistungen nach diesem Vertrag die in § 6 Abs. 1 Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahrzeugBeschG) bezeichneten Anforderungen zu erfüllen. Demnach müssen mindestens 38,5 % der von ihm für die Leistungserbringung eingesetzten leichten Nutzfahrzeuge (Klasse M1, M2 oder N1 einschließlich Personenkraftwagen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Unterbuchstabe i und ii, Buchstabe b Unterbuchstabe i der Verordnung (EU) 2018/858) saubere leichte Nutzfahrzeuge gemäß § 2 Nr. 4 SaubFahrzeugBeschG sein, deren Auspuffemissionen den in der Tabelle der Anlage 1 des SaubFahrzeugBeschG angegebenen Wert in CO2 g/km nicht übersteigen und deren Luftschadstoffemissionen im praktischen Fahrbetrieb unterhalb des in der Tabelle der Anlage 1 des SaubFahrzeugBeschG festgelegten Prozentsatzes der anwendbaren Emissionsgrenzwerte liegen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber jährlich bis zum 31. Januar eine aktualisierte Übersicht über die im vorangegangenen Kalenderjahr eingesetzten Fahrzeuge vorzulegen (Fahrzeugklasse, Antriebsart, Anzahl, Einsatzgebiet, Zuordnung zur Leistung). Der Auftragnehmer ist darüber hinaus verpflichtet, den Auftraggeber im Hinblick auf dessen Dokumentationspflichten gemäß § 8 SaubFahrzeugBeschG zu unterstützen und im erforderlichen Umfang mitzuwirken.
§ 5
Zustellung der Postsendungen, 
Rückgabe unzustellbarer Postsendungen; Rückgabe von PZUs
[bookmark: _Hlk236131884](1)	Die Zustellung der Postsendungen erfolgt an den auf der Postsendung genannten Empfänger unter der auf der Postsendung genannten Anschrift durch Einlegen in eine für den Empfänger bestimmte Empfangsvorrichtung, beispielsweise einen Briefkasten. Dies beinhaltet insbesondere auch die Zustellung zu innenliegenden Hausbriefkästen und an Postfachadressen. Die Zustellung kann auch durch Aushändigung an den Empfänger oder an einen durch schriftliche Vollmacht des Empfängers ausgewiesenen Empfangsberechtigten („Empfangsbevollmächtigter“) erfolgen. Soweit eine ordnungsgemäße Zustellung / Auslieferung an den Adressaten nicht möglich ist, sind die Postsendungen an einen Ersatzempfänger auszuhändigen, soweit sie nicht mit einem Zusatz „Persönlich“ oder ähnlichen Vermerken versehen sind. Ersatzempfänger sind Angehörige des Empfängers, andere in den Räumen des Empfängers anwesende Personen sowie Hausbewohner und Nachbarn des Empfängers, 
· sofern den Umständen nach angenommen werden kann, dass sie zur Annahme der Sendung berechtigt sind, 
· der Zusteller den Empfänger unverzüglich mittels physischer oder elektronischer Mitteilung (z. B. Benachrichtigungskarte, E-Mail) an die dafür von ihm vorgesehene Empfangsvorrichtung (Hausbriefkasten bzw. elektronisches Postfach) über die Sendungen und die Person des Ersatzempfängers (Name und Anschrift des Hausbewohners bzw. Nachbarn) informiert, 
· es sich nicht um Sendungen mit der Zusatzleistung „Einschreiben“ oder „Rückschein“ handelt,
· der Absender – soweit zulässig – keine entgegenstehende Vorausverfügung erteilt und der Empfänger nicht durch Mitteilung in Textform eine derartige Ablieferung untersagt hat.
(2)	Die Zustellung erfolgt an Werktagen (einschließlich samstags), sofern nicht ein gesetzlicher Feiertag auf diesen Tag fällt. Der Auftragnehmer hat entsprechend § 18 Abs. 1 PostG im Jahresdurchschnitt mindestens 95 % der inländischen Postsendungen mit Ausnahme von Dialogpost am dritten folgenden Werktag nach der Übernahme (E+3) und mindestens 99 % der inländischen Postsendungen mit Ausnahme der Dialogpost am vierten Werktag nach der Übernahme (E+4) ordnungsgemäß zuzustellen. Mindestens 85 % der grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen Postsendungen mit Ausnahme von Dialogpost hat der Auftragnehmer im Jahresdurchschnitt am dritten Werktag nach der Übernahme (D+3) und mindestens 97 % der grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen Postsendungen mit Ausnahme von Dialogpost am fünften Werktag nach der Übernahme (D+5) ordnungsgemäß zuzustellen. Die Zustellung aller inländischen Postsendungen muss spätestens am fünften Werktag nach der Übernahme (E+5) erfolgt sein und die Zustellung aller innergemeinschaftlichen Postsendungen spätestens am sechsten Werktag nach der Übernahme (D+6). Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung dieser Vorgaben durch Testsendungen zu prüfen.
(3)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Postsendungen, deren Empfänger verzogen sind und die einen dem Auftragnehmer bekannten Nachsendeauftrag gestellt haben, an die neue Anschrift zuzustellen und den Auftraggeber über die Adressänderung unverzüglich schriftlich zu informieren, sofern der verzogene Empfänger in die Umzugsmitteilung und die Weitergabe der neuen Adressdaten eingewilligt hat. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nicht zustellbare Postsendungen nach einem erfolglosen Zustellversuch bzw. nach erfolgloser Recherche einer neuen Adresse an den Auftraggeber kostenfrei zurückzugeben. Postsendungen sind unzustellbar, wenn bei der Zustellung keine empfangsberechtigte Person angetroffen wird und die Abholfrist fruchtlos verstrichen ist, die Annahme durch den Empfänger oder Empfangsbevollmächtigten verweigert wird oder der Empfänger nicht ermittelt werden kann. Als Annahmeverweigerung gilt auch das Verhindern der Ablieferung über eine vorhandene Empfangseinrichtung (z. B. Zukleben / Einwurfverbot am Hausbriefkasten), die Weigerung zur Zahlung des Nachentgelts oder der Nachnahme oder die Weigerung zur Abgabe der Empfangsbestätigung. Die Gründe der Nichtzustellbarkeit (z.B. Empfänger unbekannt verzogen, Verweigerung der Annahme durch den Empfänger, falsche oder unvollständige Adresse, Fehlen einer Empfangsvorrichtung, Tod des Empfängers, Firma erloschen, Empfänger unbekannt, Straße unbekannt, nicht abgeholt, ohne nähere Angaben nicht zu ermitteln) sind auf einem Bearbeitungsvermerk anzugeben. Die Rückgabe nicht zustellbarer Postsendungen muss unverzüglich ab Feststellung der Unzustellbarkeit erfolgen. Sofern dies für die Erbringung der vorgenannten Leistungen erforderlich ist, schließt der Auftraggeber mit einem vom Auftragnehmer in die Leistungserbringung einbezogenen Nachunternehmer einen Vertrag über die Erbringung der vorgenannten Leistungen; die aus diesem Vertrag entstehenden Kosten trägt der Auftragnehmer.
[bookmark: _Hlk236132049](4)	Der Auftragnehmer kann die Leistung durch Eigenzustellung oder durch Einlieferung der Sendungen bei der Deutschen Post AG erbringen. Dies gilt auch für Auftragnehmer, die sämtliche Sendungen zur Zustellung an die Deutsche Post AG übergeben. Die Einlieferung hat frankiert und rechtzeitig zu erfolgen, so dass eine Zustellung gemäß den Vorgaben nach § 5 Abs. 2 möglich ist.
[bookmark: _Hlk237963037](5)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, fehlgeleitete Postsendungen, die in den Besitz der Deutschen Post AG gelangt sind (sog. Fundbriefe), beim Briefzentrum der Deutschen Post AG, Revierstraße 14, 44379 Dortmund, oder beim Briefzentrum 45 der Deutschen Post AG, Daniel-Eckhardt-Straße 7, 45356 Essen, werktäglich abzuholen und an den Auftraggeber unverzüglich zurückzuleiten.
(6)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die ordnungsgemäß ausgefüllten PZUs physisch bzw. digital (ePZA) unverzüglich nach Zustellung an den Auftraggeber zurückzugeben. 
(7)	Der Auftragnehmer bearbeitet Nachforschungsaufträge (in telefonischer oder schriftlicher Form) des Auftraggebers unverzüglich und gibt kostenlos Auskunft über das Ergebnis der Nachforschung. Der Auftragnehmer benennt dem Auftraggeber eine Kontaktperson unter Angabe einer Telefon-, Faxnummer und E-Mail-Adresse, die für sämtliche Angelegenheiten, insbesondere Nachforschungen, zuständig ist. Die Kontaktperson muss Montag bis Freitag zu den üblichen Bürozeiten erreichbar sein. Sollte der Auftragnehmer ein EDV-gestütztes Auskunfts- und Nachforschungssystem anbieten können, sind dem Auftraggeber die Zugangsdaten hierzu zur Verfügung zu stellen. In diesem Fall verpflichtet sich der Auftragnehmer, die Wirksamkeit der systemtechnischen Einrichtungen zum Schutz des Datenbestandes vor Einsichtnahme durch unbefugte Dritte sicher zu stellen.
(8)	Soweit der Auftragnehmer andere lizenzierte Dienstleister (Nachunternehmer) oder Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen mit der Zustellung beauftragt, gilt dennoch, dass die Verpflichtungen aus Abs. 2 ausschließlich den Auftragnehmer treffen. Der Auftragnehmer ist alleiniger Ansprechpartner des Auftraggebers.
§ 6
Entgelt und Abrechnung
(1)	Der Auftragnehmer erhält für die Erbringung der nach diesem Vertrag geschuldeten Postdienstleistungen ein Entgelt, welches sich nach seinem Angebot des Auftragnehmers bemisst (Anlage […] zu diesem Vertrag), jeweils zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Mit diesem Entgelt sind alle Leistungen, wie sie in den Vergabeunterlagen, insbesondere diesem Vertrag, beschrieben sind, abgegolten. Die Preise enthalten mithin alle zu erbringenden Leistungen, die beim Auftragnehmer anfallen, insbesondere auch Konsolidierungsleistungen, Gestellung der erforderlichen Transportbehälter, Aufbringen von Datum / Freimachung / Frankierung, Abholung und Zustellung der Postsendungen, Adressrecherche und Aktualisierung, Rücklauf bei Nichtzustellung, schriftliche Übermittlung korrigierter Adressangaben.
(2)	Legt der Auftraggeber eine oder mehrere neue Abholorte nach § 3 Abs. 2 dieses Vertrags fest, so kann der Auftragnehmer eine Entgeltanpassung entsprechend der hierdurch anfallenden zusätzlichen Kosten verlangen. Über die Höhe werden sich die Parteien verständigen.
(3)	Die Abrechnung erfolgt monatlich bis zum 15. des Folgemonats für die im jeweiligen Vormonat erbrachten Leistungen. Einzelheiten sind in der Leistungsbeschreibung geregelt.
(4)	Rechnungen sind getrennt nach Kostenstellen ausschließlich per E-Mail an folgende E-Mail-Adresse zu übersenden: E-Mail-Rechnung@kreis-re.de. 
	Im Ausnahmefall sind die Rechnungen an folgende Stelle zu übersenden/adressieren:
Kreisverwaltung Recklinghausen
Zentraler Rechnungseingang
Fachdienst 10 / Ressort 10.2
Kurt-Schumacher-Allee 1
45657 Recklinghausen 
[bookmark: _Hlk236132350](5)	Die Zahlung erfolgt innerhalb von 30 Kalendertagen nach Leistungserbringung und Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung oder – falls angeboten – gemäß Skontovereinbarung.
(6)	Ändern sich nach Vertragsbeginn genehmigte oder regulierte Entgelte, Rabattbedingungen oder sonstige vergleichbare preisbildende Rahmenbedingungen eines vom Auftragnehmer zur Vertragserfüllung eingesetzten Postdienstleisters aufgrund einer gesetzlichen, gerichtlichen oder regulierungsbehördlichen Entscheidung oder aufgrund einer von der zuständigen Regulierungsbehörde nicht beanstandeten Maßnahme des betreffenden Postdienstleisters und hat dies unmittelbare Auswirkungen auf die Kosten der vertragsgegenständlichen Leistungserbringung, haben die Parteien Anspruch auf Preisanpassungsverhandlungen. Voraussetzung ist, dass die geltend gemachte Mehr- oder Minderbelastung nachvollziehbar unter Bezugnahme auf die ursprüngliche Angebotskalkulation nachgewiesen wird. Die Anpassung erfolgt ausschließlich in dem Um- fang, in dem die Änderung die vertragsgegenständlichen Leistungen tatsächlich betrifft. Diejenige Partei, die eine Preisanpassung verlangt, trägt die Darlegungs- und Nachweis- last für die Voraussetzungen und die Höhe der geltend gemachten Kostenänderung. 
§ 7
Haftung
(1)	Die Haftung des Auftragnehmers richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern sich aus nachstehendem Absatz nichts anderes ergibt.
(2)	In Abänderung des gesetzlichen Haftungshöchstbetrags für den Verlust oder die Beschädigung einer Postsendung (§ 431 Abs. 1 HGB) gilt nachstehender Haftungshöchstbetrag:
Die Haftung des Auftragnehmers für den Verlust oder die Beschädigung einer Postsendung ist der Höhe nach auf 39 Sonderziehungsrechte (SZR) je angefangenes Kilogramm des Rohgewichts der betroffenen Sendungen begrenzt.
(3)	Für Schäden aus der Verletzung einer Garantie oder aus der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit haftet der Auftraggeber unbeschränkt. Dasselbe gilt für die Haftung für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit oder soweit der Auftraggeber ein Beschaffungsrisiko übernommen hat. Für leichte Fahrlässigkeit haftet der Auftraggeber nur, sofern wesentliche Pflichten verletzt werden, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben und die für die Erreichung des Vertragszwecks von besonderer Bedeutung sind. Bei Verletzung solcher Pflichten, Verzug und Unmöglichkeit ist die Haftung des Auftraggebers auf solche Schäden begrenzt, mit deren Entstehung im Rahmen des Vertrages typischerweise gerechnet werden muss.
(4)	Sowie die Haftung des Auftraggebers ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung der Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Auftraggebers.
§ 8
Vertragslaufzeit, Sonderkündigungsrecht
(1)	Der Vertrag wird mit Zuschlagserteilung geschlossen. Der Auftragnehmer ist zur Leistungserbringung ab dem 1. Februar 2027 verpflichtet. Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 31. Januar 2029. Der Vertrag kann vom Auftraggeber durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer, die diesem spätestens sechs Monate vor jeweiligem Laufzeitende zugehen muss, zweimal jeweils um ein weiteres Jahr, also bis zum 31. Januar 2030 bzw. zum 31. Januar 2031 verlängert werden. Spätestens nach einer Vertragslaufzeit bis zum 31. Januar 2031 endet der Vertrag automatisch, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Das Sonderkündigungsrecht nach nachfolgendem Absatz 2 bleibt unberührt.
[bookmark: _Hlk236132553](2)	Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von sechs Monaten ab Kündigungserklärung zu kündigen, wenn die Qualitätsreportings gemäß Ziff. 4.1 der Leistungsbeschreibung ergeben hat, dass die zeitlichen Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieses Vertrags nicht eingehalten werden. Der Auftraggeber kann von diesem Sonderkündigungsrecht nur innerhalb von zwei Monaten nach Zugang des Ergebnisses des Qualitätsreportings Gebrauch machen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber sämtliche Schäden zu ersetzen, die dem Auftraggeber infolge der zu der Sonderkündigung berechtigenden Pflichtverletzung entstehen, es sei denn der Auftragnehmer hat die jeweilige Pflichtverletzung nicht zu vertreten. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
(3)	Das Recht jeder Partei, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen, bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund zur Kündigung liegt für den Auftraggeber insbesondere vor, wenn
-	der Auftragnehmer seine Eintragung in das Anbieterverzeichnis der Bundesnetzagentur nach § 4 PostG zur Erbringung der Postdienstleistungen ganz oder teilweise verliert, worüber der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu informieren hat;
-	der Auftragnehmer einer wesentlichen Pflicht auch nach erfolglosem Ablauf einer ihm zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder trotz Abmahnung nicht ordnungsgemäß nachkommt; 
-	der begründete Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz- oder vergleichbaren Verfahrens über das Vermögen des Auftragnehmers mangels Masse abgelehnt wird;
-	der Auftragnehmer gegen die Vorgaben des § 10 (Postgeheimnis und Datenschutz) dieses Vertrages verstößt.
(4)	Die Kündigung dieses Vertrags bedarf der Schriftform.
(5)	Die Pflicht des Auftragnehmers, diese Postdienstleistungen bis zum Zeitpunkt der Vertragsbeendigung ordnungsgemäß zu erbringen, bleibt von einer Kündigung unberührt.
(6)	Reicht der Regelungsgehalt einzelner Regelungen dieses Vertrags über die Vertrags-laufzeit hinaus, bleiben diese Regelungen insoweit auch nach dem Ende der Vertragslaufzeit wirksam. Dies gilt insbesondere für die Wahrung des Postgeheimnisses und des Datenschutzes.
§ 9
Geheimhaltung
(1)	Die Parteien verpflichten sich, sämtliche ihnen zugänglich werdenden Geschäftsgeheimnisse unbefristet geheim zu halten und sie, soweit nicht für die Geschäftsbeziehung geboten, weder aufzuzeichnen noch weiterzugeben, zu nutzen oder zu verwerten. Der Geheimhaltungspflicht unterliegen auch Gegenstände, die Geschäftsgeheimnisse verkörpern. Geschäftsgeheimnisse sind alle Informationen, die als vertraulich oder geheim bezeichnet werden oder nach sonstigen Umständen als Geschäftsgeheimnis erkennbar sind, insbesondere sämtliche personenbezogene Daten entsprechend der DSGVO.
(2)	Die Geheimhaltungspflicht entfällt, soweit die Informationen der empfangenden Partei nachweislich bereits vor Aufnahme der Vertragsbeziehung bekannt oder vor der Aufnahme der Vertragsbeziehung allgemein bekannt oder allgemein zugänglich waren oder ohne Verschulden der empfangenden Partei allgemein bekannt oder zugänglich werden. Die Beweislast trägt die empfangende Partei.
(3)	Die Parteien werden durch geeignete vertragliche Abreden mit den für sie tätigen Arbeitnehmern und Beauftragten, insbesondere ihren freien Mitarbeitern und den für sie tätigen Werkunternehmern sowie Dienstleistern, sicherstellen, dass auch diese unbefristet zu entsprechender Geheimhaltung verpflichtet werden.
§ 10 
Postgeheimnis und Datenschutz
(1)	Die Postsendungen unterliegen dem Postgeheimnis und dem Datenschutz. Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere zur Wahrung des Postgeheimnisses nach § 64 Postgesetz, zur Wahrung des Datenschutzes nach § 67 Postgesetz sowie zur Wahrung aller auf Grundlage des Postgesetzes zum Schutz des Postgeheimnisses und zum Datenschutz erlassenen Rechtsverordnungen. Insbesondere ist der Auftragnehmer verpflichtet, firmen- und personenbezogene Daten aus den auf Postsendungen angebrachten Adressen ausschließlich zum Zweck der Zustellung zu benutzen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur solche Mitarbeiter mit der Durchführung des Vertrags zu betrauen, die eine Verpflichtungserklärung zur Wahrung des Postgeheimnisses und des Datenschutzes abgegeben haben. Der Auftragnehmer wird für die Einholung der Verpflichtungserklärung die in seinem Angebot (Anlage […]) beigefügte Erklärung (Teil E) verwenden. Der Auftragnehmer hat seine Mitarbeiter zur Wahrung des Postgeheimnisses sowie zur Einhaltung des Datenschutzes auch für die Zeit nach einer etwaigen Beendigung des jeweiligen Beschäftigungsverhältnisses schriftlich zu verpflichten und dies dem Auftraggeber auf Anforderung unverzüglich nachzuweisen. 
 (2)	Werden beim Auftragnehmer im Zuge der Aufgabenerfüllung Dateien mit personenbezogenen oder -beziehbaren Daten geführt, so ist eine Weitergabe dieser Daten an Dritte untersagt. Im Übrigen gilt § 9 (Geheimhaltung des Vertrages).
(3)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, evtl. Nachunternehmer ebenfalls zur Beachtung des Postgeheimnisses sowie des Datenschutzes sowie zur entsprechenden Verpflichtung ihrer Mitarbeiter zu verpflichten.
(4)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber von Schadensersatzansprüchen Dritter, insbesondere wegen der Verletzung von Datenschutzvorschriften freizustellen, es sei denn, er hat die Pflichtverletzung nicht zu vertreten. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt.
(5)	Im Fall der Bearbeitung des digitalen Postausgangs im Sinne von § 3 dieses Vertrages werden im Rahmen der vertragsgegenständlichen Leistungen des Auftragnehmers personenbezogene Daten des Auftraggebers, insbesondere Personenstammdaten, Adressdaten, Sozialdaten im Sinne des § 67 Abs. 2 SGB X und der Inhalt der Briefkommunikation im Auftrag und gemäß den Anweisungen des Auftraggebers verarbeitet. Die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage des zwischen den Vertragsparteien gesondert geschlossenen Vertrags über die Datenverarbeitung im Auftrag gemäß Art. 28 Abs. 3 DSGVO, der diesem Vertrag als Anlage Auftragsverarbeitungsvereinbarung beigefügt ist.
§ 11
Reklamationsservice, Messung der Postsendungslaufzeit
(1)	Die Verfügbarkeit einer zentralen Servicenummer für Reklamationen ist vom Auftragnehmer von Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr zu gewährleisten. Ein zentraler Ansprechpartner auf Seiten des Auftragnehmers ist mit Namen, Telefon und E-Mail-Adresse zu benennen.
(2)	Der Auftragnehmer hat die Regelungen der Leistungsbeschreibung zur Sicherung der Qualität und zum Reklamationsmanagement einzuhalten.
[bookmark: _Hlk236132616](3)	Der Auftragnehmer ist zu Messungen und zum Nachweis der Zustellqualität entsprechend der Regelungen in der Leistungsbeschreibung verpflichtet. 
§ 12 
Vertragsstrafen
[bookmark: _Hlk166854699](1)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Zahlung einer Vertragsstrafe an den Auftraggeber
a.	in Höhe von 100,00 EUR je monatlicher Abrechnung, die nicht den Vorgaben gemäß § 6 Abs. 3 dieses Vertrags entspricht, insbesondere tatsächlich nicht durchgeführte Postsendungen enthält, 
[bookmark: _Hlk221524216]b.	in Höhe von 50,00 EUR für jede falsch zugestellte Postsendung, wenn innerhalb eines Kalendermonats mehr als fünf korrekt adressierte Postsendungen falsch zugestellt werden; die Strafe wird in diesem Fall für jede Falschzustellung fällig,
c.	in Höhe von 50,00 EUR für jede nicht zugestellte sowie für jede nicht abgeholte Postsendung, pro Tag jedoch nicht mehr als insgesamt 1.000,00 EUR.
Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, eine angemessene, vom Auftraggeber nach billigem Ermessen festzusetzende Geldsumme als Vertragsstrafe zu zahlen, deren Höhe im Streitfall vom zuständigen Gericht auf ihre Angemessenheit überprüft werden kann, wenn der Auftragnehmer gegen eine wesentliche Pflicht aus seinen angebotenen Konzepten verstößt und auch nach Setzung einer angemessenen Frist durch den Auftraggeber keine Abhilfe geschaffen hat. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(3)	Nimmt der Auftraggeber die betreffende Leistung an, so muss sich der Auftraggeber die Vertragsstrafen nach Abs. 1 und Abs. 2 spätestens bei der Bezahlung des jeweiligen monatlichen Entgelts vorbehalten. Verwirkt der Auftragnehmer in einem Kalendermonat mehrere Vertragsstrafen nach Abs. 1 und Abs. 2, ist die Summe der insgesamt je Kalendermonat zu zahlenden Vertragsstrafe auf 5 % des monatlichen Netto-Auftragswertes, d.h. auf die im jeweiligen Monat abgerechnete Nettovergütung, begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unter Anrechnung der Vertragsstrafe auf etwaige Schadensersatzansprüche unberührt.
§ 13
Betriebshaftpflichtversicherung
(1)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer für die vertragsgegenständlichen Leistungen angemessenen Deckungssumme von mindestens EUR 1 Mio. für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, jeweils pro Schadensfall abzuschließen und für die Dauer dieses Vertrags aufrecht zu halten. Die Versicherungssumme muss mindestens zweimal pro Versicherungsjahr zur Verfügung stehen. Der Auftragnehmer tritt schon jetzt die Forderungen aus der Betriebshaftpflichtversicherung mit sämtlichen Nebenrechten an den Auftraggeber ab. Der Auftraggeber nimmt diese Abtretung schon jetzt an. Sofern nach dem Versicherungsvertrag eine Abtretung nicht zulässig sein sollte, weist der Auftragnehmer hiermit den Versicherer an, etwaige Zahlungen nur an den Auftraggeber zu leisten. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben hiervon unberührt. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber auf Verlangen den Abschluss und den Bestand der Betriebshaftpflichtversicherung nachzuweisen. Der Auftragnehmer unterlässt jede Handlung und jedes Unterlassen, das den Versicherungsschutz gefährden könnte.
(2)	Kommt der Auftragnehmer seiner Pflicht nach Absatz 1 nicht ordnungsgemäß nach, ist der Auftraggeber berechtigt, nicht aber verpflichtet, eine Betriebshaftpflichtversicherung auf Kosten des Auftragnehmers abzuschließen.
§ 14
Schlussbestimmungen
(1)	Der Auftragnehmer ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers berechtigt, Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag zu übertragen oder Teile der Leistung durch Dritte ausführen zu lassen. 
(2)	Zahlungen erfolgen nur an den Auftragnehmer. Gegenansprüche des Auftragnehmers berechtigen ihn nur dann zur Aufrechnung, wenn sie rechtskräftig festgestellt oder unstreitig sind. Ein Zurückbehaltungsrecht kann der Auftragnehmer nur geltend machen, wenn sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht.
(3)	Nachunternehmer des Auftragnehmers gelten als Erfüllungsgehilfen. Sie sind dem Auftraggeber nach Aufforderung unverzüglich schriftlich mitzuteilen.
(4)	Der Vertrag enthält alle getroffenen Vereinbarungen. Weitere schriftliche oder mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Eine Änderung oder Ergänzung dieses Vertrags bedarf der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses.
(5)	Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Vertragssprache ist deutsch.
(6)	Ausschließlicher Gerichtsstand ist der Sitz des Auftraggebers. Der Auftraggeber ist auch zur Klageerhebung am Sitz des Auftragnehmers sowie an jedem anderen zulässigen Gerichtsstand berechtigt.
(7)	Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden oder sollte sich in diesem Vertrag eine Lücke befinden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt diejenige wirksame oder durchführbare Bestimmung als vereinbart, die dem Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung am nächsten kommt. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach dem Zweck dieses Vertrags vereinbart worden wäre, sofern die Parteien die Angelegenheit von vornherein bedacht hätten.

______________________					______________________
Ort, Datum							Ort, Datum
______________________					______________________
Auftraggeber							Auftragnehmer
